
Machtverteilung ist schließlich auch der
Grund für die Aufteilung der Zuständig-
keiten auf Bund und Länder; Zentralisie-
rung garantiert nicht ohne Weiteres eine
effektivere Erfüllung der Aufgaben.

Fazit: So interessant es auch ist, sich
auf die staatstheoretischen und ideenge-
schichtlichen Fundamente von Freiheits-
funktion und Sicherheitsaufgabe des Staa-

tes zu besinnen – für die Lösung der prak-
tischen Fragen bringt die abstrakte Dis-
kussion zu wenig. Und ebenso ist Da-
tenschutz kein Selbstzweck, sondern ein
Rechtsinstitut, das der konkreten Fortent-
wicklung bedarf – mit dem gehörigen
Augenmaß für die tatsächlichen Risiken
und für die Wirkungsmöglichkeiten des
Gesetzes.
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Die Demokratie als einzig verlässliche le-
gitime Ordnung der Freiheit vererbt sich
nicht von selbst. Sie muss von jeder Ge-
neration neu erworben und eingeübt wer-
den. Demokratie braucht Demokraten.
Das klingt wie eine Selbstverständlichkeit,
real ist es aber ein Problem.

Umfragen zufolge sind 50 % der Deut-
schen mit unserer Demokratie, wie sie ist,
weniger bis gar nicht zufrieden. Die Wahl-
entscheidung für rechtsextreme Parteien
gilt immer häufiger als Beweis für Ver-
drossenheit mit dem politischen System,
die Nichtteilnahme an Wahlen beanspru-
chen manche Kreise geradezu als Ausweis
überlegener politischer Urteilsfähigkeit.
Wenn nach dem Vertrauen in bestimmte
Institutionen gefragt wird, rangieren Par-
lamente und Parteien, also die Kerninsti-
tutionen der repräsentativen Demokratie,
am unteren Ende der Skala. Dass dies
europa-, ja weltweit der Fall ist, kann nicht
beruhigen.Alle klassischen Vereinigungen
des gesellschaftlichen Zusammenhalts, von
den Kirchengemeinden bis zu den Sport-
vereinen, insbesondere aber die demokra-

tischen Parteien klagen über sinkende
Mitgliederzahlen und über die rückläufige
Bereitschaft zur Übernahme von Verant-
wortung.Viele Menschen scheinen es heu-
te als Zeitverschwendung und unzumut-
bare Anstrengung zu betrachten, sich um
die öffentlichen Belange des Gemeinwe-
sens zu kümmern.

Wenn aber viele Bürgerinnen und Bür-
ger sich von der Politik abwenden und
Politiker, Parteien und Parlamente mit
Verachtung betrachten, schwächen sie die
wichtigsten Instanzen, die gegenüber den
dominierenden ökonomischen Interessen
dem Gemeinwohl Geltung verschaffen
können. Eine Demokratie, die von der
Mehrheit alleingelassen würde, verkäme
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Demokratie als Bedingung der Freiheit

Freiheit ist nicht voraussetzungslos zu haben. Sie muss erkämpft, gewonnen, ver-
teidigt und gestaltet werden. Und man kann sie auch wieder verspielen. Die deut-
sche Geschichte zeugt davon. Wir haben daraus gelernt. Aber zuweilen hat es den
Anschein, als seien wir dabei, das wieder zu vergessen. Der Beitrag basiert auf ge-
meinsamen Überlegungen mit Johano Strasser und Wolfgang Merkel.
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zu einer Oligarchie der wirtschaftlich Er-
folgreichen oder würde zum Spielball or-
ganisierter Lobbygruppen. Selbst wenn es
eine steigende Bereitschaft geben sollte,
sich temporär in den Assoziationen und
Initiativen der Zivilgesellschaft zu enga-
gieren, könnte dies die Flucht aus den Par-
teien nicht kompensieren.

Pflicht zur Demokratie

Für die meisten Menschen in Europa ist
Demokratie vor allem eine Sammelbe-
zeichnung für persönliche und politische
Freiheitsrechte, die man mit großer Selbst-
verständlichkeit in Anspruch nimmt, in
zweiter Linie ein Entscheidungsverfahren,
an dem man sich beteiligen kann oder auch
nicht. Dass es so etwas wie eine Pflicht zur
Demokratie geben könnte, ist dagegen
nicht unmittelbar einsichtig. Wenn wir
hier von einer »Pflicht zur Demokratie«
sprechen, so meinen wir damit zweierlei:
einmal, dass Menschen nur wirklich frei
sein können, wenn sie auch ihren Mitmen-
schen dieselbe Freiheit zugestehen, und
zum andern, dass Menschen, die sich selbst
und ihren Mitmenschen eine unveräußer-
liche Würde zusprechen, auch verpflich-
tet sind, einen gesellschaftlichen Zustand
durchzusetzen und zu erhalten, in wel-
chem die Menschenwürde eines jeden ge-
achtet und geschützt wird.

Es gibt die These, die deutsche Politik-
verdrossenheit sei ein Wohlstandssyndrom:
Es gehe uns – dem Export- und Urlaubs-
weltmeister – zu gut. Und natürlich gibt
es auch die Gegenthese: Viele Deutsche
seien verdrossen, weil es uns – der kinder-
armen Hartz-IV-Republik – zu schlecht
gehe. Manche meinen, es gebe eigentlich
zu wenig Demokratie, zu wenige Betei-
ligungsmöglichkeiten und fordern, nicht
immer zu Unrecht, mehr plebiszitäre Ele-
mente. Doch wo es die dann gibt, werden
sie kaum genutzt und ändern jedenfalls an
Wahlbeteiligung, Parteimitgliedschaft oder

Misstrauensvoten in Umfragen nichts.An-
dere sagen auch, die Medien seien mitver-
antwortlich mit ihrer permanenten Skan-
dalisierung des politischen Streits – der
doch gerade nicht die Entgleisung, son-
dern die gewollte, alltägliche und unaus-
weichliche Normalität der Demokratie
darstelle. Das alles mag sein.

Aber die offene Geringschätzung des
demokratischen Engagements anderer
Mitbürger und die Zurückhaltung beim
eigenen aktiven Eintreten für die parla-
mentarische Demokratie, wie sie tatsäch-
lich bei uns und anderswo nach den ver-
fassungsmäßigen Regeln funktioniert, ha-
ben ihre Ursache wohl eher in der Art und
Weise, wie seit Generationen über Politik
in diesem Land gesprochen worden ist.Die
Metaphern (Politik ist ein »schmutziges
Geschäft«, Kompromisse sind »faul«), die
Stereotype (»Parteiengezänk«, »der Bür-
ger« vs. »die politische Klasse«), die Kli-
schees (der leere Plenarsaal und die ar-
beitsscheuen, selbstsüchtigen »Politiker«)
bereiten das Feld für eine ganz eigentüm-
lich abstinente Haltung: Politik, die jeden
berührt, als etwas zu empfinden, das ganz
weit weg ist, mit dem man nichts zu tun
hat und auch nichts zu schaffen haben
sollte.

Der Politikwissenschaftler Werner Pat-
zelt hat 2001 veröffentlicht, von welcher
Basis jede politische Diskussion auszuge-
hen hat: 50 % der Bevölkerung glauben,von
Gewaltenteilung schon etwas gehört zu ha-
ben. Was Föderalismus ist, wissen 59 %
nicht; vom Rest machen 14 % falsche Anga-
ben. 60 % sagen, dass sie über die Arbeits-
weise des Bundestages nichts oder zu wenig
erführen. Ganze 30 % wissen, dass es die
zentrale Aufgabe der regierungstragenden
Fraktionen ist, die Regierung gemäß par-
lamentarischem Mehrheitswillen auf Kurs
und insgesamt im Amt zu halten. Und nur
30 % kennen die Aufgabe der Opposition
– wohingegen zwei Drittel meinen, dass
ihr die Aufgabe zukomme, der Regierung
zu helfen. Der ehemalige Bundespräsident
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Theodor Heuss hatte recht, als er sagte:
»Demokratie ist keine Glücksversicherung,
sondern das Ergebnis politischer Bildung
und demokratischer Gesinnung.«

Der gesellschaftliche Mainstream
scheint heute genau in die andere Rich-
tung zu fließen: Aushöhlung der Ge-
meindedemokratie als demokratisches
Übungsfeld, Vernachlässigung der politi-
schen Bildung, Einübung der Untertanen-
rolle im Betrieb,Schwächung der national-
staatlichen Gestaltungsmacht in der glo-
balisierten Wirtschaftswelt.

Politische Freiheit festhalten

Die objektiven Probleme der Demokratie
können aber nur angepackt werden von ei-
ner Gesellschaft, die politisch informiert
und urteilsfähig ist und sich kenntnisreich
engagiert. Demokratie hat Spielregeln. Es
gibt gute und bittere Erfahrungen, eine
Geschichte und auch Möglichkeiten der
Weiterentwicklung.All das kann und muss
gelernt werden wie Lesen, Schreiben und
Rechnen. In der Schule. Über die Medien.
Durch eigene Praxis. Die Kultur von Streit
und Kompromiss kennenzulernen und
einzuüben, ist nicht weniger wichtig als die
Regeln für Groß- und Kleinschreibung,
die Winkelgeometrie oder der Zitronen-
säurezyklus.

Trotz aller Enttäuschungsgesten von
Bürgern und Medien gegenüber »der Poli-
tik«, trotz der uns seit den 70er Jahren be-
gleitenden Krisenrhetorik zur Demokratie
gibt es gerade jetzt eine neue Aufbruchs-
chance. Es gilt nicht ein vermeintlich ver-
sunkenes goldenes Zeitalter der Demo-
kratie zu heben. Ein solches hat es nie ge-
geben. Colin Crouchs Begriff der »Post-
demokratie« mag als Warnung berechtigt
sein, als Real-Diagnose ist er schlechtes
Feuilleton. Es ist empirisch nicht zu be-
glaubigen, dass der »demokratische Mo-
ment« in den USA vor dem Zweiten Welt-
krieg und in Westeuropa nach diesem ge-

legen hatte. Was hätten wohl Farbige in
Louisiana, Alabama oder Mississippi zu
solch unbegründeter Glorifizierung ge-
sagt? Was Frauen und Homosexuelle,
wenn die Adenauer-Ära als der glorreiche
Moment der Demokratie bezeichnet wor-
den wäre? Richtig ist, dass in den letzten
drei Jahrzehnten die Politik sukzessive an
Gestaltungsräumen gegenüber den Märk-
ten verloren oder diese gar fahrlässig auf-
gegeben hat. Die Finanzkrise aber hat dem
erschöpften neoliberalen Paradigma den
Gnadenstoß gegeben. Nicht der Markt,
sondern der Staat soll es nun richten. Ban-
kiers und Industrielle rufen unverhohlen
nach keynesianischer Politik und staat-
licher Regulierung. Es könnte die Stunde
der Politik und Demokratie werden. Ge-
rade Sozialdemokraten sollten diesen Mo-
ment der Krise nutzen, um die Lebens-
verhältnisse der Bürger bewusst und im
demokratischen Auftrag zu gestalten und
nicht der unsichtbaren Hand entfesselter
Märkte zu überlassen.

Der Macht- und Mentalitätswechsel
in den USA öffnet ein Fenster der Gele-
genheiten. Ein demokratischer Staat, der
zeigt, dass er die Lebensverhältnisse der
Bürger gestaltet, der die wachsende Un-
gleichheit in der Gesellschaft nicht schick-
sals- und marktergeben hinnimmt, kann
verlorenes Vertrauen zurückgewinnen.
Nicht die Larmoyanz der Verkünder eines
postdemokratischen Zeitalters, sondern
die nachhaltige Gestaltung des demokrati-
schen Moments ist das Gebot der Stunde.

Freiheit ist neben politischer Gleich-
heit und Machtkontrolle eines der drei
Kernprinzipien der Demokratie. Sie ist
Voraussetzung wie beständiges Resultat
der freiheitlichen Demokratie. Ohne Frei-
heit ist keine Demokratie, ohne Demo-
kratie keine Freiheit zu haben. Was Alexis
de Tocqueville vor 170 Jahren wusste, kön-
nen wir – egal, ob es dem heutigen Zeit-
geist entspricht –, auch wissen: »Um […]
die politische Freiheit zu verlieren, genügt
es, sie nicht festzuhalten.«
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